
 

 

 

Dienstag, den 20. Februar 2024 
 
Ein Bündnis aktiver Frauenverbände ist Teil der Brandmauer gegen Rechts  –  
Ausgrenzung und patriarchale Rollenstereotype sind keine Bausteine einer 
gerechten Gesellschaft 
 
Die Enthüllungen der Rechercheplattform „Correctiv“ zum Geheimtreffen von Partei-
funktionär*innen und Aktivist*innen der identitären Bewegungen sowie Politiker*innen 
und Vertreter*innen der Wirtschaft mit rechtsextremer Gesinnung sind schockierend. Sie 
haben der deutschen Gesellschaft mit einer unverkennbaren Deutlichkeit gezeigt, 
welches menschenverachtende Gedankengut innerhalb rechtspopulistischer und 
rechtsextremer Parteien herrscht und sich einen Weg in die Mitte der Gesellschaft sucht. 
Bereits in den ersten Wochen nach Bekanntwerden des Treffens von Rechtsextremen in 
Potsdam sind Millionen Menschen bundesweit in Solidarität mit zunehmend bedrohten 
marginalisierten Personengruppen für Vielfalt und gegen Ausgrenzung auf die Straße 
gegangen.  Die Proteste dauern an und das ist gut so.  
 
Auch ein Bündnis feministischer Verbände verurteilt aufs Schärfste jede Art von 
Ausgrenzung von Teilen der Bevölkerung, weil diese nicht den rechtspopulistischen 
Vorstellungen entsprechen - sei es aufgrund ihrer Herkunft, Abstammung, politischen 
Gesinnung, Weltanschauung oder Religionszugehörigkeit, geschlechtlichen Identität 
und sexuellen Orientierung, Behinderung, aufgrund ihres Geschlechtes oder sonstiger 
Merkmale oder Zuschreibungen.  
„Ein Land ist dann für alle lebenswert, wenn jeder Mensch in seiner Einzigartigkeit 
angenommen und geschützt wird und sich gleichberechtigt in der Gesellschaft 
einbringen kann. Mit dieser Haltung müssen wir uns dem Rechtsextremismus 
konsequent entgegenstellen.“, sagt Celeste Eden, Präsidiumsmitglied des Deutschen 
Frauenrings e.V.  
„Die Demonstrationen machen deutlich, dass eine große Anzahl von Menschen diese 
rassistischen Vorstellungen nicht teilt. Wir erheben gemeinsam mit vielen anderen 
gleichstellungspolitischen Organisationen die Stimme für Freiheit und 
Selbstbestimmung für alle!“, ergänzt Dr. Christine Kurmeyer, Vorstandsvorsitzende vom 
Landesfrauenrat Berlin e.V. 
„Nutzen wir weiterhin gemeinsam alle friedlichen Möglichkeiten, um ein deutliches 
Zeichen gegen rechtsextreme und rechtspopulistische Parteien und Fanatiker*innen zu 
setzen. Und zwar jetzt!“, appelliert Petra Bentkämper, Präsidentin des Deutschen 
LandFrauenverbandes, an Zivilgesellschaft und Verbündete.  
„Antifeminismus und Rechtsextremismus bedrohen hart erkämpfte Rechte für Frauen 
und marginalisierte Gruppen. Wir müssen weiter gemeinsam für eine demokratische 
Gesellschaft streiten, in der Vielfalt, gegenseitige Akzeptanz und Solidarität mit allen 
Menschen gelebt werden.“, konstatiert Dr. Beate von Miquel, Vorsitzende des Deutschen 
Frauenrats. 
 
Rechtspopulistische Politiker*innen, insbesondere der AfD, aber auch andere 
rechtsgerichtete politische Akteur*innen, behaupten immer wieder, sich für 
feministische Themen einzusetzen. Tatsächlich ist jedoch das Gegenteil der Fall! Sie 
vertreten vielmehr zutiefst antifeministische Positionen, die auf einer 



 

 

 

fremdenfeindlichen und rassistischen Agenda fußen. Das Erstarken von 
Rechtspopulist*innen innerhalb unserer Gesellschaft geht Hand in Hand mit der 
Ablehnung von Geschlechtergerechtigkeit und feministischen Zielen. 
Rechtspopulist*innen äußern sich dezidiert gegen politische Maßnahmen zur Stärkung 
der Frauen*rechte und sind strikt gegen Abtreibungsrechte. Sie idealisieren tradierte 
Geschlechterrollen und propagieren ein reaktionäres Frauen- und Familienbild aus den 
50er Jahren des letzten Jahrhunderts. Diese Strömung zerstört alle Bestrebungen, eine 
inklusive und gerechte Gesellschaft aufzubauen. 
 
Jeglichen Überlegenheitsvorstellungen aus der rechtsextremen Ideologie, die sich 
mittlerweile einen Weg in die Mitte der Gesellschaft bahnt, muss laut und sichtbar 
entgegengetreten werden! 
 
 
Mitzeichnende Vereine und Verbände: 
Arbeitskreis Frauengesundheit e.V. 
Berliner Frauenbund 1945 e.V. 
Büro für Staatsbürgerliche Frauenarbeit e.V. 
Deutscher Frauenrat e.V. 
Deutscher Frauenring e.V. 
Deutscher LandFrauenverband e.V. 
Frauenpolitischer Rat Land Brandenburg e.V. 
FrauenRat Nordrhein-Westfalen e.V. 
Landesfrauenrat Baden-Württemberg e.V. 
Landesfrauenrat Berlin e.V. 
Landesfrauenrat Bremen e.V. 
Landesfrauenrat Hamburg e.V. 
Landesfrauenrat Hessen 
Landesfrauenrat Mecklenburg-Vorpommern e.V. 
Landesfrauenrat Niedersachsen e.V. 
Landesfrauenrat Rheinland-Pfalz e.V. 
Landesfrauenrat Saarland e.V. 
Landesfrauenrat Thüringen e.V. 
Sozialdienst muslimischer Frauen e.V. 
 
 
Pressekontakt: 
Silke Maria Schwenk, Deutscher Frauenring e.V., Telefon: 0 157 3153 8643, E-Mail: silke-
schwenk@d-fr.de  
 
Marie-Florence Mahwera, Landesfrauenrat Berlin e.V., Telefon: 0176 674 10409 
E-Mail: mahwera@lfr-berlin.de 
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